Info für die Beratungspraxis
Was tun, wenn unter 25-Jährige ohne Geld dastehen?

– Antrag auf eine „einstweilige Anordnung“ (§ 86 b Abs. 2 SGG) bei Anrechnung von Elterneinkommen bei 18-24-jährigen ALG II-Antragstellern –

Ab dem 1.7.2006 werden viele junge Erwachsene im ALG-II-Bezug nur noch gekürzte oder gar keine Leistungen mehr erhalten, weil sie eine Bedarfsgemeinschaft mit ihren Eltern bilden und deren Einkommen angerechnet wird. Um den Lebensunterhalt sicher zu stellen wird es im Regelfall notwendig sein, zusätzlich zu Widerspruch und Klage auch eine „einstweilige Anordnung“ beim Sozialgericht zu beantragen.
Eine „einstweilige Anordnung“ sollte beantragt werden, wenn

· der Antrag auf ALG II abgelehnt wurde oder nur erheblich gekürzte Leistungen bewilligt wurden und
· dem Arbeitslosen die Mittel fehlen, den Lebensunterhalt zu bestreiten. 

Die „einstweilige Anordnung“ zielt darauf ab, vorläufig Leistungen nach dem SGB II zu erhalten, bis im regulären Widerspruchs- und Klageverfahren entschieden worden ist („vorläufiger Rechtsschutz“). Im Kern geht es bei dem Antrag darum, die Eilbedürftigkeit nachzuweisen: Das Sozialgericht muss davon überzeugt werden, dass eine Entscheidung eilt und dringlich ist, und dass das reguläre Verfahren nicht abgewartet werden kann, weil das Existenzminimum nicht gesichert ist.

Bedingungen für eine „einstweilige Anordnung“

Für einen aussichtsreichen Antrag auf eine „einstweilige Anordnung“ müssen zwei Bedingungen erfüllt sein:

1. Es besteht ein so genannter Anordnungsanspruch
Das heißt, es muss ein Leistungsanspruch bestehen und dieser Anspruch wird im ALG-II-Bescheid rechtswidrig ganz abgelehnt oder es werden rechtswidrig nur gekürzte Leistungen bewilligt.
Nun ist die Sache mit dem Leistungsanspruch beim Thema „ungekürztes ALG-II für unter 25-Jährige“ etwas komplexer: Wenn die Ämter Eltern-Einkommen anrechnen und entsprechend Leistungen kürzen oder verweigern, dann handeln sie ja gesetzeskonform nach dem Wortlaut im SGB II. Einen Leistungsanspruch unabhängig von den Eltern gibt es im SGB II nicht. Ein Leistungsanspruch lässt sich nur mittelbar aus dem Verfassungsgebot ableiten, dass das Existenzminimum sichergestellt sein muss.
Die „einstweilige Anordnung“ ist eigentlich kein geeignetes Instrument, zur Klärung solcher grundlegenden, verfassungsrechtlichen Fragen, sondern eher für klare Leistungsansprüche geeignet.
Wir halten diesen Weg aber für einen lohnenswerten Versuch für die Fallkonstellation, dass junge Leute durch alle Roste fallen (Amt zahlt nicht & Eltern können/wollen nicht unterstützen) und der Lebensunterhalt offensichtlich nicht gesichert ist.

Bitte wenden!

2. Es besteht ein so genannter Anordnungsgrund
Das heißt, es besteht Eilbedürftigkeit, eine vorläufige Entscheidung ist geboten, da das reguläre Verfahren nicht abgewartet werden kann.

Eilbedürftigkeit ist wohl zumindest dann gegeben, wenn

· das Amt den Antrag auf ALG II ganz ablehnt,
· das Amt nur ein erheblich gekürztes ALG II auszahlt (grobe Orientierung: weniger als 220 Euro bzw. weniger als 125 Euro, wenn die Eltern den unter 25-Jährigen mitverpflegen),

und
· der Lebensunterhalt nicht aus eigenen anderen Mitteln sichergestellt werden kann (z.B. aus dem Schonvermögen, oder anrechnungsfreien Einkommen wie etwa dem anrechnungsfreien Teil des Erwerbseinkommens).

Verfahren

Wenn die beiden Bedingungen erfüllt sind, sollte wie folgt vorgegangen werden:

· Fristgerecht gegen den ALG-II-Bescheid Widerspruch einlegen.

· Unmittelbar danach beim örtlich zuständigen Sozialgericht einen Antrag auf eine einstweilige Anordnung stellen.

· Die „Eilbedürftigkeit“ sorgfältig und ausführlich darlegen und Belege beifügen (Kontoauszüge zum Beleg der eigenen Mittellosigkeit; Erklärung der Eltern, dass sie keine Unterstützung leisten wollen/können; Alg-II-Bescheid; Widerspruchsschreiben usw.). Eine möglichst umfassende Darstellung des Sachverhalts und entsprechende Belege sind notwendig, da im Regelfall ohne Anhörung über den Antrag entschieden wird. Das heißt, Argumente und Belege können später nicht nachgeschoben werden.
Und: Im normalen Sozialgerichtsverfahren muss das Gericht einen Sachverhalt aufklären. Bei der „einstweiligen Anordnung“ hängt die Hürde etwas höher: Hier muss der Antragsteller seine Notlage durch geeignete Belege „glaubhaft machen“ – das erklären der Notlage alleine reicht nicht.
